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W120 2128668-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Dr. Christian Eisner als Einzelrichter Gber die Beschwerde
des XXXX gegen den Bescheid der GIS Gebuhren Info Service GmbH vom 27. April 2016, GZ 0001707742,
Teilnehmernummer: XXXX, zu Recht:

A)

Der Beschwerde wird gemall 8 3 Abs. 5 und 8 6 Abs. 2 Rundfunkgebihrengesetz iVm 8 47 Abs. 1 Z 3
Fernmeldegeblihrenordnung sowie gemall 8 4 Abs. 2 iVm § 3 Abs. 2 Z 1 FeZG mit der Mal3gabe stattgegeben, dass es
zu lauten hat:

"Der Beschwerdefihrer wird vom 1. September 2016 bis zum 31. August 2020 von der Entrichtung der
Rundfunkgebuhren fur Fernseh- und Radioempfangseinrichtungen befreit. FUr denselben Zeitraum wird ihm eine
Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt zuerkannt."

B)

Die ordentliche Revision ist nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Mit am 30. Marz 2016 bei der belangten Behdrde eingelangtem Schreiben beantragte der Beschwerdefuhrer die
Befreiung von der Rundfunkgebuhr fur Fernseh- und Radioempfangseinrichtungen sowie eine Zuschussleistung zum
Fernsprechentgelt.

Auf dem Antragsformular kreuzte der BeschwerdeflUhrer unter der Rubrik "wenn Sie eine der nachstehenden
Anspruchsvoraussetzungen erflllen, kreuzen Sie bitte das entsprechende Feld an" die Auswahlmaéglichkeiten
"Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung" und "Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen
Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbaren sonstigen wiederkehrenden  Leistungen
versorgungsrechtlicher Art" an und trug unter der Rubrik "Nachstehende Personen leben mit mir im gemeinsamen
Haushalt (Wohnsitz)" keine Personen ein.

Dem Antrag wurden ua folgende Unterlagen beigeschlossen:

* ein auf den Beschwerdefihrer ausgestellter Behindertenpass,

* eine den Beschwerdeflhrer betreffende Meldebestatigung,

* eine Verstandigung Uber die Leistungshdéhe der PVA aus Janner 2016 sowie
* einen Beschluss Uber die Beendigung des Sachwalterschaftsverfahrens.

2. Am 12. April 2016 richtete die belangte Behdrde an den Beschwerdefihrer unter dem Titel "Ergebnis der
Beweisaufnahme" folgendes Schreiben:

"[ 1wir haben lhren Antrag [ ] auf
-Befreiung von der Rundfunkgebuhr fir Fernsehempfangseinrichtungen

-Befreiung von der Rundfunkgebuhr fir Radioempfangseinrichtungen


https://www.jusline.at/gesetz/fezg/paragraf/3

-Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt
gepruft und dabei festgestellt, dass

-lhr Haushaltseinkommen die fir die GebUhrenbefreiung bzw. Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt maf3gebliche
Betragsgrenze Ubersteigt.

Mietzinsaufstellung nach MRG, nachreichen.

Bei der Bemessung werden im Anlassfall als Abzugsposten vom Finanzamt anerkannte aulRergewdhnliche Belastungen
im Sinne der 88 34 und 35 des EStG 1988 (Diaten, Kérperbehinderung etc.) als auch der Hauptmietzins - einschlieBlich
Betriebskosten (abziglich Mietzins- oder Wohnbeihilfen) bertcksichtigt. Um die Beilage geeigneter Nachweise wird
gebeten.

Um einen positiven Bescheid auf lhren Antrag zu bewirken, kénnen Sie zu dieser Feststellung innerhalb von zwei
Wochen nach der Zustellung des Schreibens bei der GIS Gebihren Info Service GmbH, Abteilung Befreiung, [ ], eine
schriftliche Stellungnahme abgeben. [ ]

Sie kénnen lhre schriftliche Stellungnahme auf dem Postweg oder per Telefax, im Wege automationsunterstutzter
Datentbertragung oder in jeder anderen technisch mdglichen Weise einbringen. Bitte beachten Sie, dass Sie als
Absender das Risiko fiir Ubertragungsfehler oder verloren gegangene Schriftstiicke tragen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass nicht oder verspatet eingebrachte Einwendungen keine Berucksichtigung finden

kénnen und wir Ihren Antrag in diesem Fall abweisen mussen.

[
BERECHNUNGSGRUNDLAGE [ ]

ANTRAGSTELLER

XXXX

Einklnfte

Pension
€1.093,31
monatl.

Abzlige

Minderung der Erwerbsfahigkeit
€36,25

monatl.

Summe der Einklnfte



€1.093,31

monatl.

Summe der Abzige

€36,25

monatl.

Mal3gebliches Haushaltseinkommen

€1.057,06

monatl.

Richtsatz fur 1 Haushaltsmitglied(er)

€988,71

monatl.

RICHTSATZUBERSCHREITUNG

€68,35

monatl.

1) Es kann nur eine Miete nach Mietrechtsgesetz (MRG)
abgezogen werden. Ihre Miete ist laut
WohnungsgemeinuUtzigkeitsgesetz (WGG)."

3. Der Beschwerdefuhrer Gbermittelte hierauf folgende weitere Unterlagen:
* einen Mietvertrag sowie

* eine Vorschreibung der WGG-Miete ab dem 21. April 2016.

4. Mit dem angefochtenen Bescheid wies die belangte Behorde den vorliegenden Antrag des Beschwerdefihrers ab.
Begrindend wurde ausgefuihrt, dass der Antrag "eingehend gepriift und festgestellt" worden sei, dass "-lhr
Haushaltseinkommen die fur die Gebulhrenbefreiung bzw. Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt maligebliche
Betragsgrenze Ubersteigt". Zur herangezogenen "Berechnungsgrundlage" enthielt der angefochtene Bescheid die
bereits im unter I.2. erwahnten Schreiben enthaltenen Ausfihrungen.

5. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflihrer mit bei der belangten Behdrde am 9. Mai 2016 eingelangtem
Schreiben fristgerecht Beschwerde und fuhrte darin insbesondere aus, dass sein Einkommen nach wie vor aus seiner
Invaliditatspension bestehe und sich nur durch die gesetzliche Erhéhung verandert habe. Der Beschwerdefuhrer lege
zur Bestatigung noch einmal die Auflistung seiner Mietkosten bei, damit diese als Abzug berucksichtigt werden

konnten.

6. Die belangte Behorde legte die Akten betreffend das vorliegende Verfahren mit Schriftsatz vom 21. Juni 2016 dem
Bundesverwaltungsgericht vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der am 3. September 1971 geborene Beschwerdeflhrer hat am verfahrensgegenstandlichen Standort in XXXX , in
einer Wohnung seinen Hauptwohnsitz. Der Beschwerdefiihrer bezieht fur einen Zugang zum Offentlichen
Kommunikationsnetz noch keine Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt. Sein Zugang zum Offentlichen
Kommunikationsnetz wird nicht fur geschaftliche Zwecke genutzt. Der Betreiber des Beschwerdefihrers ist die XXXX .

Der Beschwerdefiihrer wurde von anderen Personen nicht zur Erlangung der Gebuhrenbefreiung bzw. Zuerkennung
der Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt vorgeschoben.

Der Beschwerdefiihrer war bis zum 30. Juni 2016 von der Entrichtung der Rundfunkgebiihren befreit.

An der antragsgegenstandlichen Adresse leben bis auf den Beschwerdefihrer keine



weiteren Haushaltsmitglieder.
Seit 1. Janner 2016 bezieht der Beschwerdefiihrer eine monatliche Invaliditatspension in der Héhe von EUR 1.093,31.

Dem Beschwerdefihrer werden monatlich von der XXXX EUR 335,08 als Miete zur Bezahlung vorgeschrieben und von
seinem Konto abgebucht.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen beruhen auf den von der belangten Behorde vorgelegten Unterlagen, welche in sich
widerspruchsfrei und schlissig sind.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchpunkt A)

3.1.8 28 VWGVG ("Erkenntnisse"), BGBI. | Nr. 33/2013, regelt die Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte und lautet
auszugsweise wie folgt:

"8 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

(2) Uber Beschwerden gemdaR Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsgericht dann in der Sache selbst zu

entscheiden, wenn
1. der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des maf3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

[
3.2. Zu den im Beschwerdefall relevanten materiellen Regelungen:

3.2.1. Das Bundesgesetz betreffend die Einhebung von Rundfunkgebihren (Rundfunkgebihrengesetz - RGG),BGBI. |
Nr. 159/1999, lautet idF BGBI. | Nr. 70/2013 auszugsweise:

"Rundfunkgeblhren

§ 3 (1) Die Gebuhren sind fur jeden Standort (§ 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen fur

Radio-Empfangseinrichtungen .........cccccoeeivnneencne 0,36
Euro

Fernseh-Empfangseinrichtungen .........cccccvveennnnee 1,16
Euro

monatlich.

[1

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §§ 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegebuhrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970 in der jeweils geltenden
Fassung, genannten Voraussetzungen fur eine Befreiung von der Rundfunkgebihr vorliegen.

Verfahren

8 6. (1) Die Wahrnehmung der behordlichen Aufgaben nach § 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der
Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zulassig. Das AVG ist anzuwenden.

(2) Im Verfahren Uber Befreiungen sind die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz
(Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, in der jeweils geltenden Fassung, anzuwenden.

[
Das Rundfunkgebuhrengesetz idF BGBI. | Nr. 70/2016 lautet auszugsweise:

"Rundfunkgeblhren
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8 3. (1) Die GebUhren sind flr jeden Standort (8 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen fur

Radio-Empfangseinrichtungen .........ccccceevvevvinene 0,36
Euro

Fernseh-Empfangseinrichtungen .........cccccceveennnne. 1,16
Euro

monatlich

[]

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §8§ 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegeblhrengesetz (Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, genannten
Voraussetzungen flr eine Befreiung von der Rundfunkgebuhr vorliegen.

[]
Verfahren

8 6. (1) Die Wahrnehmung der behordlichen Aufgaben nach § 4 Abs. 1 obliegt der Gesellschaft; gegen von der
Gesellschaft erlassene Bescheide ist Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zuldssig. Das AVG ist anzuwenden.

(2) Im Verfahren Uber Befreiungen sind die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz
(Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, anzuwenden.

[r

3.2.2. Die 88 47-48 der Anlage zum Fernmeldegebihrengesetz (Fernmeldegeblihrenordnung),BGBI. Nr. 170/1970, in
der Folge: FGO, lautet idF BGBI. I Nr. 71/2003:

"Befreiungsbestimmungen

§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung

-der Rundfunkgebuhr fir Radio-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 1. Untersatz RGG),
-der Rundfunkgebuhr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 2. Untersatz RGG)
zu befreien:

1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;

3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktforderungsgesetz,
6. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1983,

7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen &ffentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit.

(2) Uber Antrag sind ferner zu befreien:

1. Von der Rundfunkgebiihr fur Radio- und Fernseh-Empfangseinrichtungen
a) Blindenheime, Blindenvereine,

b) Pflegeheime fir hilflose Personen,

wenn der Rundfunk- oder Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.
2.Von der Rundfunkgebuhr flir Fernseh-Empfangseinrichtungen

a) Gehorlose und schwer hérbehinderte Personen;
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b) Heime fiir solche Personen,
wenn der Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.

8§ 48. (1) Die Zuerkennung einer GebUhrenbefreiung an Personen nach 8§ 47 ist jedoch dann unzuldssig, wenn das
Haushalts-Nettoeinkommen den fiir die Gewahrung einer Ausgleichszulage fur einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt
festgesetzten Richtsatz um mehr als 12% Ubersteigt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf die nach § 47 Abs. 2 Z 1 und Z 2 lit. b anspruchsberechtigte
Personengruppe keine Anwendung.

(3) Nettoeinkommen im Sinne des Abs. 1 ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich
mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge.

(4) Bei Ermittlung des Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen.

(5) Ubersteigt das Nettoeinkommen die fiir eine Geblihrenbefreiung maRgebliche Betragsgrenze nach Abs. 1, kann der
Befreiungswerber als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlieBlich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist,

2. anerkannte aulRergewohnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988."
Die FGO lautet idF BGBI. | Nr. 70/2016 auszugsweise:

"§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung der Rundfunkgebiihr fiir Radio-Empfangseinrichtungen (§ 3 Abs. 1 1.
Untersatz RGG), der Rundfunkgebuhr fir Fernseh-Empfangseinrichtungen (8 3 Abs. 1 2. Untersatz RGG) zu befreien:

1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;
2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz, BGBI. Nr. 313/1994;

3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktférderungsgesetz,
6. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992,

7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen &ffentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit.

(2) Uber Antrag sind ferner zu befreien:

1. Von der Rundfunkgebihr fur Radio- und Fernseh-Empfangseinrichtungen
a) Blindenheime, Blindenvereine,

b) Pflegeheime fir hilflose Personen,

wenn der Rundfunk- oder Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.
2. Von der Rundfunkgebtihr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen

a) Gehorlose und schwer hérbehinderte Personen;

b) Heime fur solche Personen,

wenn der Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 71/2003)

§ 48. (1) Die Zuerkennung einer GebUhrenbefreiung an Personen nach 8§ 47 ist jedoch dann unzuldssig, wenn das
Haushalts-Nettoeinkommen den fur die Gewahrung einer Ausgleichszulage fiir einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt
festgesetzten Richtsatz um mehr als 12% Ubersteigt.
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(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf die nach § 47 Abs. 2 Z 1 und Z 2 lit. b anspruchsberechtigte
Personengruppe keine Anwendung.

(3) Nettoeinkommen im Sinne des Abs. 1 ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich
mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge.

(4) Bei Ermittlung des Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind aulBerdem die Einklinfte der am Standort einer zu
pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einkinften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten

werden.

(5) Ubersteigt das Nettoeinkommen die fiir eine Geblihrenbefreiung maRgebliche Betragsgrenze nach Abs. 1, kann der
Befreiungswerber als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher

Pauschalbetrag in der Hohe von 140,00 Euro als Wohnaufwand anzurechnen,

2. anerkannte auBergewochnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988,
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug

eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden Betreuung nachgewiesen wird.
8 49. Eine Gebuhrenbefreiung setzt ferner voraus:

1. Der Antragsteller muss an dem Standort, fur welchen er die Befreiung von der Rundfunkgebihr beantragt, seinen

Hauptwohnsitz haben,
2. der Antragsteller muss volljahrig sein,
3. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Gebuhrenbefreiung vorgeschoben sein,

4. eine Befreiung darf nur fur die Wohnung des Antragstellers ausgesprochen werden. In Heimen oder Vereinen gemaf}
8 47 Abs. 2 eingerichtete Gemeinschaftsrdume gelten fir Zwecke der Befreiung als Wohnung.

8 50. (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Antragsteller nachzuweisen, und zwar:
1.in den Fallen des § 47 Abs. 1 durch den Bezug einer der dort genannten Leistungen,

2. im Falle der Gehorlosigkeit oder schweren Hoérbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen
vergleichbaren Nachweis lGber den Verlust des Gehérvermdégens.

(2) Der Antragsteller hat anlasslich seines Antrages Angaben zum Namen, Vornamen und Geburtsdatum aller in
seinem Haushalt lebenden Personen zu machen. Die GIS Gebulhren Info Service GmbH ist, sofern der Antragsteller
und alle in seinem Haushalt lebenden Personen dem schriftlich zugestimmt haben, berechtigt, diese Angaben im Wege
des ZMR auf Richtigkeit und Vollstandigkeit zu Uberprifen, wobei die Anschrift als Auswahlkriterium vorgesehen

werden kann.

(3) Die Finanzbehdérden haben der GIS Gebuhren Info Service GmbH bei Vorliegen der Zustimmung der Betroffenen
Uber Anfrage die Einkommensverhdltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden
Personen mitzuteilen; der Nachweis hat die Summe samtlicher Einklnfte im Sinne von § 48 Abs. 3 zu umfassen.
Unbeschadet des Vorliegens einer Zustimmung der Betroffenen dirfen Auskinfte Gber die Einkommensverhaltnisse
nur insoweit eingeholt und gegeben werden, als im Einzelfall berechtigte Zweifel an der Richtigkeit oder Vollstandigkeit
von Angaben des Antragstellers entstanden sind, die durch Befragung der Betroffenen voraussichtlich nicht

ausgeraumt werden kénnen.

(4) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des

Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.



(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH kann die in Betracht kommenden Trager der Sozialversicherung um Auskunft
Uber das Bestehen der fur die Befreiung maligeblichen Voraussetzungen ersuchen, wenn berechtigte Zweifel an der
Richtigkeit der Angaben des Antragstellers bestehen; diese sind ihrerseits zur kostenfreien Auskunft verpflichtet.

(6) Die Gesellschaft darf die ermittelten Daten ausschlieBlich zum Zweck der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
verwenden; sie hat dafur Sorge zu tragen, dass die Daten nur im zulassigen Umfang verwendet werden und hat
Vorkehrungen gegen Missbrauch zu treffen.§ 51. (1) Befreiungsantrage sind unter Verwendung des hieflr aufgelegten
Formulars bei der GIS Gebuhren Info Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemald 8 50 erforderlichen

Nachweise anzuschliel3en.

8 51. (1) Befreiungsantrége sind unter Verwendung des hieflir aufgelegten Formulars bei der GIS Gebuhren Info

Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemal3 § 50 erforderlichen Nachweise anzuschliel3en.

(2) Die GebUhrenbefreiung ist mit hochstens funf Jahren zu befristen. Bei Festsetzen der Befristung ist insbesondere
Bedacht auf die Art, die Dauer und den Uberpriifungszeitraum der in § 47 genannten Anspruchsberechtigung zu

nehmen.

(3) Der Wegfall der Voraussetzung fur die GebUhrenbefreiung ist der GIS Gebuhren Info Service GmbH anzuzeigen. Die
von den Rundfunkgebihren befreite Person oder Institution hat der GIS Gebuhren Info Service GmbH jederzeit auf

Verlangen Auskinfte zu den Umstanden der Anspruchsberechtigung zu geben.

(4) Im Falle des Wegfalles auch nur einer der Voraussetzungen flr eine Gebuhrenbefreiung hat die GIS Gebuhren Info
Service GmbH mittels Bescheid die Entziehung der GebuUhrenbefreiung rickwirkend mit jenem Zeitpunkt
auszusprechen, an dem die Voraussetzung fir die GebUhrenbefreiung weggefallen ist. Im Falle der Verletzung der
Auskunfts-, Vorlage- bzw. Meldepflichten des Abs. 3 hat die GIS Gebuhren Info Service GmbH mittels Bescheid die

Gebuhrenbefreiung zu entziehen."
3.2.3. 8 2 Fernsprechentgeltzuschussgesetz (FeZG), BGBI. | Nr. 142/2000idF BGBI. | Nr. 111/2010, lautet:
"Begriffsbestimmungen

8 2. (1) ,Fernsprechentgelte’ im Sinne dieses Gesetzes sind jene Entgelte, die ein Betreiber eines o6ffentlichen
Kommunikationsdienstes fur den Zugang zum o6ffentlichen Kommunikationsnetz oder fur die Erbringung eines
Kommunikationsdienstes in Rechnung stellt. Fir Zwecke der Umsatzsteuer gilt der Betrag, der auf die Zuschussleistung

entfallt, nicht als Entgelt.

(2) ,Haushalts-Nettoeinkommen' im Sinne dieses Gesetzes ist die Summe samtlicher Einklinfte in Geld oder Geldeswert
nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlige. Bei der Ermittlung des Haushalts-
Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, des Impfschadengesetzes,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen.

(3) Ubersteigt das gemaR Abs. 2 ermittelte ,Haushalts-Nettoeinkommen' die fir eine Zuschussleistung maRgebliche
Beitragsgrenze, kann der Antragsteller als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschliel3lich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist;

2. anerkannte auBergewohnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988."
Das FeZG idFBGBI. I Nr. 81/2016 lautet auszugsweise:

"Anwendungsbereich

8 1. Dieses Gesetz regelt Zuschussleistungen zu den Fernsprechentgelten bestimmter Personen und Institutionen.
Begriffsbestimmungen

8 2. (1) ,Fernsprechentgelte’ im Sinne dieses Gesetzes sind jene Entgelte, die ein Betreiber eines o6ffentlichen
Kommunikationsdienstes fur den Zugang zum o6ffentlichen Kommunikationsnetz oder fur die Erbringung eines
Kommunikationsdienstes in Rechnung stellt. Fir Zwecke der Umsatzsteuer gilt der Betrag, der auf die Zuschussleistung

entfallt, nicht als Entgelt.


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2000_142_1/2000_142_1.pdf
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(2) ,Haushalts-Nettoeinkommen' im Sinne dieses Gesetzes ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert
nach Ausgleich mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge. Bei der Ermittlung des Haushalts-
Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, des Impfschadengesetzes,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind auBlerdem die Einkinfte der am Standort einer zu
pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einkinften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten

werden.

(3) Ubersteigt das gemaR Abs. 2 ermittelte ,Haushalts-Nettoeinkommen' die fir eine Zuschussleistung maRgebliche

Beitragsgrenze, kann der Antragsteller als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher
Pauschalbetrag als Wohnaufwand anzurechnen, welcher auf Basis der Betriebskosten pro m? und der anrechenbaren

Wohnungsgrole festzulegen ist.

2. anerkannte auBergewohnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988.
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug

eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden-Betreuung nachgewiesen wird.
Anspruchsberechtigter Personenkreis
8 3. (1) Eine Zuschussleistung setzt voraus:

1. Der Antragsteller darf nicht bereits fir einen Zugang zum 6ffentlichen Kommunikationsnetz eine Zuschussleistung
zum Fernsprechentgelt beziehen (Doppelbezugsverbot), insbesondere darf pro Haushalt nur eine Zuschussleistung

nach diesem Bundesgesetz bezogen werden.

2. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Zuschussleistung vorgeschoben sein;
3. der Zugang zum 6ffentlichen Kommunikationsnetz darf nicht fir geschaftliche Zwecke genutzt werden;

4. der Antragsteller muss volljahrig sein.

(2) Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben (Z 1) bzw. vom Antragsteller glaubhaft gemacht worden sind (Z 2

und 3), haben Gber Antrag folgende Personen Anspruch auf Zuschussleistungen zum Fernsprechentgelt:

1. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare

sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand;
2. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977;

3. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktférderungsgesetz;

4. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;

5. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992;

6. Bezieher von Leistungen und Unterstlitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen 6ffentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit;

7. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

8. Gehdrlose und schwer hérbehinderte Personen, sofern die technische Ausgestaltung des Zuganges zum o6ffentlichen
Kommunikationsnetz eine Nutzung fur sie ermoglicht;

sofern das Haushalts-Nettoeinkommen gemaR § 2 Abs. 2 und § 2 Abs. 3 dieser Personen den fir die Gewahrung einer
Ausgleichszulage fur einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt festgesetzten Richtsatz um nicht mehr als 12% Ubersteigt.

(3) Sofern die Voraussetzungen des Abs. 1 gegeben sind, haben Uber Antrag Heime fir gehdrlose und schwer
hoérbehinderte Personen Anspruch auf Zuschussleistungen zum Fernsprechentgelt, sofern die Zuganglichkeit und die
technische Ausgestaltung des Zugangs zum offentlichen Kommunikationsnetz zur Nutzung durch die im Heim


https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1994_313_0/1994_313_0.pdf

aufhaltigen gehdrlosen und/oder schwer hérbehinderten Personen gegeben ist.

8 4. (1) Antrage auf Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt sind unter Verwendung des hiefur aufgelegten Formulars
bei der GIS Gebuhren Info Service GmbH einzubringen. Darin hat der Antragsteller insbesondere den gemal3 § 11
vertraglich verpflichteten Betreiber anzugeben, bei welchem er beabsichtigt, eine allenfalls zuerkannte

Zuschussleistung einzuldsen.

(2) Das Vorliegen eines Zuschussgrundes im Sinne des 8 3 Abs. 2 und 3 ist vom Antragsteller nachzuweisen. Dies hat fur
die Falle des 8 3 Abs. 2 durch den Nachweis des Bezuges einer der dort genannten Leistungen, in Fallen der
Gehorlosigkeit oder schweren Horbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen vergleichbaren
Nachweis Gber den Verlust des Gehdrvermoégens zu erfolgen.

(3) Der Antragsteller hat anlasslich des Antrages eine Bestatigung der ortlich zustandigen Meldebehérde Uber die in
seinem Haushalt lebenden Personen einzuholen und dem Antrag beizulegen.

(4) Die Einkommensverhdltnisse des Antragstellers und aller mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen
sind durch ein Zeugnis des ortlich zustandigen Finanzamtes nachzuweisen. Der Nachweis hat die Summe samtlicher
EinkUnfte im Sinne des § 2 Abs. 2 und Abs. 3 zu umfassen.

(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage sdmtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.

(6) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH darf die ermittelten Daten ausschlieBlich zum Zweck der Vollziehung dieses
Bundesgesetzes verwenden; sie hat daflr Sorge zu tragen, dass die Daten nur im zuldssigen Umfang verwendet
werden und hat Vorkehrungen gegen Missbrauch zu treffen.

[

3.2.4. Die "fur eine Gebuhrenbefreiung mafRgebliche Betragsgrenze" bzw. die "flr eine Zuschussleistung mafgebliche
Betragsgrenze" des Haushalts-Nettoeinkommens (8 48 Abs. 5 iVm Abs. 1 FGO bzw. 8 3 Abs. 2 iVm 8§ 2 Abs. 2 FeZG)
ergibt sich aus dem Ausgleichszulagen-Richtsatz fur einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt (vgl. 8 293 ASVG, § 150
GSVG und § 141 BSVG) sowie dessen Erhdhung um 12 % und betragt:

Ausgleichszulagen-Richtsatze (monatl.)

Betragsgrenze flur GebUhrenbefreiung bzw. Zuschussleistung (monatl.)

2016

2016

1 Person
€3882,78
€988,71

2 Personen
€1.323,58
€1.482,41
jede weitere
€136,21

€152,55

Ausgleichszulagen-Richtsatze (monatl.)


https://www.jusline.at/gesetz/fezg/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/asvg/paragraf/293
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Betragsgrenze fur Gebihrenbefreiung bzw. Zuschussleistung (monatl.)

2017

2017

1 Person
€889,84
€996,62

2 Personen
€1.334,17
€1.494,27
jede weitere
€137,30
€153,78

3.3. Im bekampften Bescheid wies die belangte Behdrde den Antrag des Beschwerdefihrers auf Befreiung von den
Rundfunkgeblihren bzw. Zuerkennung einer Zuschussleistung ua ab, weil das festgestellte "malgebliche
Haushaltseinkommen" die fir die GebUhrenbefreiung bzw. Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt maRgebliche
Betragsgrenze Ubersteige. Als einzigen Abzugsposten berlcksichtigte die belangte Behorde die "Minderung der
Erwerbsfahigkeit" in der Hohe von EUR 36,25.

3.4. Hinsichtlich der Anerkennung der von der belangten Behorde im angefochtenen Bescheid bertcksichtigten
"Minderung der Erwerbsfahigkeit" als abzugsfahige Ausgabe war Folgendes zu erwagen:

GemalR § 48 Abs. 5 FGO bzw. § 2 Abs. 3 FeZG konnen lediglich anerkannte auBergewdhnliche Belastungen iSd §§ 34
und 35 EStG 1988 als abzugsfahige Ausgaben geltend gemacht werden. Das Erfordernis des Vorliegens einer
anerkannten aulBergewdhnlichen Belastung kann sich daher lediglich auf eine Anerkennung derselben durch die fur
den Vollzug des EStG 1988 zustandige Abgabenbehdrde beziehen. So verstanden setzt das Vorliegen einer
anerkannten aul3ergewdhnlichen Belastung im Verstandnis des § 48 Abs. 5 FGO bzw. § 2 Abs. 3 FeZG das Vorliegen
eines Bescheides der zustandigen Abgabenbehdrde, welcher einen solchen Anerkennungsakt enthalt, voraus.
Darunter ist etwa eine Veranlagung im Verstandnis des 8 39 Abs. 1 EStG 1988, allenfalls in Verbindung mit8 41 EStG
1988 zu verstehen, in welcher die Bezug habenden Ausgaben als auRergewothnliche Belastungen iSd 88 34 und 35
EStG 1988 Berucksichtigung gefunden haben. Des Weiteren kann eine Anerkennung auBergewohnlicher Belastungen
gemald § 34 Abs. 6 EStG 1988 auch durch Erlassung eines Freibetragsbescheides gemal’8 63 Abs. 1 Z 3 EStG 1988
erfolgen (vgl. konkret zu den Voraussetzungen der Anerkennung der Invaliditat als aulRergewdhnliche Belastung VwGH
28.01.2004, 2002/03/0292).

Dass die Minderung der Erwerbsfdhigkeit von den fir den Vollzug des Einkommensteuerrechtes zustandigen
Abgabenbehdrden iSd vorstehenden Ausfihrungen als auRBergewdhnliche Belastung anerkannt worden ware, hat der
Beschwerdefiihrer weder im Verfahren vor der belangten Behdrde noch in der Beschwerde geltend gemacht.

Schon angesichts der mangelnden Vorlage eines Bescheides der Abgabenbehérde im gegenstandlichen Verfahren -
selbst nach einer diesbezliglichen Aufforderung der belangten Behdrde ([ ] vom Finanzamt anerkannte
auBergewohnliche Belastungen [ 1", siehe 1.2.; vgl. zu der in diesem Zusammenhang zum Tragen kommenden
Mitwirkungspflicht des Befreiungswerbers nach§ 50 FGO: vgl. VwWGH 27.11.2014, 2013/15/0133) - kénnen im
Beschwerdefall keinerlei anerkannte auf3ergewdhnliche Belastungen gemal § 48 Abs. 5 FGO bzw.§ 2 Abs. 3 FeZG
bericksichtigt werden.

Es muss daher davon ausgegangen werden, dass der unter dem Titel "Minderung der Erwerbsfahigkeit" von der
belangten Behorde bertcksichtigte Posten zu Unrecht in Abzug gebracht wurde.

3.5. Der Verfassungsgerichtshof hob mit dem Erkenntnis vom 03.07.2015, G 176/2014, V 89/2014 ua, in§ 48 Abs. 5 FGO
und in 8 2 Abs. 3 FeZG jeweils die Wortfolge "1. den Hauptmietzins einschlieRlich der Betriebskosten im Sinne des
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Mietrechtsgesetzes, wobei eine gewdhrte Mietzinsbeihilfe anzurechnen ist, 2." als verfassungswidrig auf. Die
Aufhebung der genannten Bestimmungen trat nach den Ausspruchen des Verfassungsgerichtshofs erst mit Ablauf des
31. August 2016 in Kraft.

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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